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Parlaments -Ausgabe . Karlsruhe , den 29 . November 1899 .

Parlamentarische Aerhaudlnngen .
Nachdruck obne Pe , einbar » iig nicht » estattet .

Deutscher Reichstag .
104 . Sitzung vom 18 . November .

Dab Haus ist sehr schwach besetzt.
1 Ubr . Am BundcSrathßtisch : v . PodbielSki u . A.
Zunächst wird »och über einige von der Kommission zu der

gestern in zweiter Lesung erledigten Pvstgefetznovelle beantragten
Resolutionen berathe ».

Die Kommission beantragt , den Reichskanzler zn ersuchen ,
dafür Sorge tragen zn wollen , daß 1) möglichst bald daS ZeitnngS -

besteltgeld ne» geregelt wird in der Richtung , daß die Häufigkeit
des Erscheinens mehr als bisher »nd außerdem »och daS ZeitungS -

gewicht berückstchtigt wird ; 2) dem ZeitmigSverleger gestattet werde ,
für die ro » ihm gewonnene » Abonnenten selbst die Bestellung bei
der Postaufzugebe » ; 3) die Beschränkung der zulässigen UeberweisungS -

eremplare auf lOProz . derPostauftage anfgehvben wird ; 4) gegen die für
Drucksachen festgesetzte Taxe auch GeschäslSpapiere befördert werden
können ; 5) bei derEntschädignng kleinerer Privatpostanstalten ,
namentlich soweit solche den ausschließlichen Erwerb einer Familie
bilden , größtmöglichstes Entgegenkommen geübt wird .

Der Berichterstatter Abg . Haffe (nt .) giebt über die Bedeutung
der Nesolutionen Auskunft »nd tijeilt besonders mit , daß die Post .

Verwaltung bezüglich der ersten Resolution Reformen in Aussicht
gestellt habe.

Ans eine Anregung deS Abg . Dr . Müller -Saga « (freist Vp .)
erwidert

Staatssekretär v . PodbielSki : Die Reichspostverwaltung steht
her Resolution nicht ablehnend gegenüber . DaS Bestreben der

Reichspostverwaltung geht darauf aus . die Tarife z» vereinfachen .
Eine bloße Berechnung der Bestellgebühr nach dem Gewicht , wie
fir der vr . Müller zn wünschen scheint , würde aber nicht zu cinem
einheitlichen , sondern zu einem variabel » Faktor führe », der daS
Gewicht mit jedem Momente wechselt. Am einfachste » ist eS, wen »
die Gebühr nach der Zahl der Bestellgänge berechnet wird « nd das
Gewicht ganz außer Berechnung bleibt .

Abg . vr . Oertel (kons.) hielt eS nach dieser Erklärung deS
Staatssekretärs fürs Beste , wen » in der Resolution mit eine Be¬
rechnung nach der ErschciuungShänfigkeit verlangt werde .

Die drei ersten Resolutionen werden säst einstimmig an¬
genommen .

Zu der vierte » Resolution (Beförderung der Geschäfts «

papiere zn der Druckfachentaxe) erwidert auf eine Anregung des Abg .
Singer (Soz .)

Staatssekretär von PodbielSki : Daß Krankenkafsenbücher
und Mitgliedsbücher von WohifahrtSvereiuen alS Geschäftspapiere
befördert werde » .

Die vierte Resolution wird angenommen , ebenso die fünfte .
Die zn dem Gesetz eingegangenen Petitionen werden durch

dir gefaßten Beschlüsse für erledigt erklärt .
ES folgt die zweite Berathung des Entwurf ! einer Fern¬

sprechgebühren ord nun g.
Nach § 1 der Regierungsvorlage muß für jeden Anschluß

an ein Fernsprechnetz eine Grundgebühr und eine Gesprächsgebühr
erhoben werde » . — Die Kommission schreibt an Stelle defien die
Erhebung einer Bauschgebühr vor , an dere » Stelle indessen ans
Wunsch des betreffende » TheilnchmerS nach § 5 auch eine Grund¬
gebühr mit einer Gesprächsgebühr treten kan » .

§ 1 wird ohne Debatte angenommen .
tz 2 enthält die Höhe der Bauschgebühr , welche von der

Kommission zu Gunsten der Fernsprechnetze mit wenigen Theil -
« ehmer » »nd z» Uiigunste » der Netze mit großen , von 1001 be¬
ginnende » Theilnehmerzahl abgeändert worden ist . Die höchste Ge -
vühr beträgt »ach der Regiernngsvorlage bei mehr als20 000Tbei >-
»ehnier » 100 Mk . , nach de» Korumissionsbeschlnffen dagegen 180 Mk .

Nach de» Kommissionsbejchlüssen beträgt die Gebühr in
Netzen von nicht über SO Theilnchmeru 80 Mk ., von bl — 100 Theil -
nehmer » 100 Mk ., bei 101 — 200 Theilnehmern 120 Mk . , bei 201
bis 500 Theilnehmern 140 Mk ., bei 501 — 1000 Theilnehmern
150 Mk ., bei 1001- 5000 Theilnehmern 160 Mk ., bei 5001 - 20 000
Theilnehmern 170 Mk. »nd bei mehr alS 20 000 Theilnehmern
180 Mk.

Die Abgg . vr . Müller (fr. Vp .) und vr . Eickhoff (fr. Vg .)
beantrage » folgende Bauschgebühr : I » Netzen von nicht über SO
Theilnehmern SO Mk ., bei 51 — 100 Theilnehmern 75 Mk . , bei 101
bis 1000 Theilnehmern ICO Mk ., bei 1001 - 501X1 Theilnehmern
125 Mk . und bei mehr alS 5000 Theilnehmern 150 Mk .

Abg. vr . Müller -Saga » (srf. Dg .) : Ich bin überzeugt , daß
die von der Kommisston vorgeschlagenen Sätze der Bauschgebühr
auf die Dauer nicht haltbar sein würden . Um eine weitere Nutzbar¬
machung deS Fernsprechers zu ermöglichen , müffen diese Satze er¬
mäßigt werden . Der Gedanke der Banfchgebühr an sich wird sich
dnrch die Idee der EinzclgesprächSgebühr nicht verdrängen tafle « .
Auch ich gebe allerdings z» , daß , objektiv betrachtet , die Einzel -
gesprächSgebühr sehr viel für sich hätte , der Gedanke scheitert aber
daran , daß man zumZweckederZSHlung der Gespräche immer » nr mecha¬
nisch die Zahl der Verbiirdunge » feststelle» könnte , nicht aber die Tbat -
sache. ob dieAbficht , einGespräch einzugehe », verwirklicht wurde oder nicht .
Darauf allein aber würde eS für «ine gerechte Erhebung der ein¬
zelne » Gesprächsgebühr airkommen . Die Annahme , daß in großen
Städten die Unterbaltnug des Fernsprechers viel theurer sei alS in
kleine » Städte » , ist vollkommen irrthümlich . Nur die Anlagekosten
find meist im Verhältniß etwas thenrer , aber das ist nur eine ein¬
malige Ausgabe .

Staatssekretär v . PodbielSki ; Ich habe schon in der Kom -
Mission dargelegt , daß die Unterhaltungskosten der Fernsprecher in
großen Städten sehr viel theurer find , alS in kleinen . Während
man eigentlich annebmen sollte , daß der Verkehr stch durch
die Vergrößerung der Zahl der Anschlüsse billiger ge.
palten sollte , ist beim Telephon das Umgekehrte der Fall .
DaS kommt daher , weil in einer Stadt wie Berlin mit 40 000
Theiliiehmern jeder Theilnebmer mit jedem einzelnen der 40 000
ander » spreche» können will . Nun ist die Reichspostverwaltung
ja schon jetzt ermächtigt , Ermäßigungen einznfnhren ; nur
rm Falle der Erhöhung der Gebären find die gesetzgeben,
de» Körperschaften zn befrage ». Hier bandelt eS sich nicht
um eine Erhöhung , sonder » um fortgesetzte Herabsetzung .
Zch habe eine Berechnung anfgestellt , wie hoch sich »ach der» Antrag
Müller der Gebührenansfall belaufe « würde . Danach ergiebt sich
bereits gegen den jetzigen Stand » ach der Vorlage ein Ausfall von
4 517 000 Mk . (Hört , hört ! rechts) . Eine solche Summe , die wird
einfach hinauSgetrage » . Außerdem wird aber eine große Zahl von
Reuanlagen nothwendig sein . Wir werden zn », Beispiel i»
Berlin an Stelle des EinIeitungSsystemS ei » Doppelsystem wähle »
müssen, daS allein 8 Millionen ersordern wird . Wo toll die Vcr .
zinsnng für diese Kapitalien Herkommen? Nehme » Sie z» den
obige » 4 517 OOO Mk . von den 37 Millionen , die in Summa jetzt
hineingesteckt werde», » nr lO Proz . für Uuterbaltungs . und Betriebs -
kosten hinzu , so komme» wir also zu einem GesammtgnSfall von über

8 Millionen Mark . (Hört , hört ! rechts .) Das sind doch Zahlen ,
die deutlich genug zeigen , wie bedenklich solche Vorschläge sind .
Allerdings soll der Fernsprecher jedermann zugänglich sei», aber er
dient doch besonderen Jniereffen , und darum darf man seine Kosten
nicht ans die Gesammtheit ablade » , sondern ans de» , der
die Einrichtung wirklich benutzt . Wir würden niemals die
Zustimmung der verbündeten Regierungen dazu erhalten ,
Kosten auf die Gesammtheit zu lade » für Einrichtungen , die
doch nnr vielleicht einer halben Million der Einwohner
deS Reichs zu Gute komme» . Also wir müssen verlange » , daß die -

jenige » , die die Einrichtungen benutzen , so viel ansbringen , daß das
Anlagekapital verzinst und die Unterhaltungskosten gedeckt werden .
Und wer» , Sie die von mir oben angesührte » Zahlen zusammen ,
halten , dann wird mir doch auch Herr vr . Müller zngebe» müssen,
daß es hieße , die ganze Rechnnnq gefährden , wenn man die Tarife in der
vonibmvorgeichlagcnni Weist her absetzte. Mein Bestreben ist zweiselloS
darauf gerichtet , zu einer Herabsetzung der Tarife zu kommen , aber
sprunghast darf man denn doch nicht Vorgehen . In Newyork zahlt
man für die nncingeschränkte Benutzung des Fernsprechers 1200 Mk .
Z » allen großen Städte » deS Auslands zahlt man viel mehr als
bei unß . Schon daraus sebe » Sic , daß es allgemein
anerkannt wird , daß die großen Städte zweifellos ein piueoipunm
haben , « nd daß e8 sich nur dar »», handeln kann , die Satze der
kleinen Städte zu ermäßige » . Zn den kleine » Städte » benutze »
die Theilnebmer das Telephon sehr wenig zur Führung von Orts -
getpräche » , sondern vcr allem zun , Fernverkehr . Rechnen wir nnr für
jede » Tag ein solchesFerngespräch mit der Mindestgcbübr von 20Pf . ,
so komme» schon nach dem KommissionSbeschlnß 80—f- 72= 152 Mk .
heraus . Da kan » man doch nicht behaupten , daß die großen
Städte mit ihrem anSgedehnten Ortsverkehr schlechter gestellt seien .
Der Antrag Müller würde nur scheinbar eine Verbilligung herbei -
führe » , i » Wirklichkeit sich aber nur der Möglichkeit , das Telephon -
netz z» vergrößern , hindernd in den Weg stelle » . Ich bitte daher
um Ablehnung des Antrages .

Abg . vr . Oertel (ko » s.) : Ich bitte Sie , de» Antrag Müller -
Saga » abzulehnen . Wir haben i» der Kommission das Menschen-
möglichste gelhan , die Gebühre » herabzusetze» , aber wir können nicht
soweit gehe» , daß der Einnahme -Ausfall der Post ein allzu großer
wird . Sonst wäre » schließlich keine Gehattserböhnnge » mehr möglich .
Auch wir wollten ja weiter gehen als die Regierungsvorlage , aber
wir haben n » ß durch das Zahlenmaterial des Herr » Staatssekretärs
eincS Besseren belehren lassen und stimme» deshalb den KomniisflonS -
Vorschlägen zu.

Abg . Caheusly (Clr .) : Auch ich bitte nnr Ablehnung deS
Antrags Müller , der , wie der Staatssekretär ausgeführt hat , die
Einnahme » der Post in allzu erheblichem Maße verringern würde ,

Abg . vr . Müller - Saga » (sr . Vp .) : Die Ausführungen der
Vorredner könne » mich nicht davon überzeuge,, , daß mein Antrag
undurchführbar ist. I » L-kandinavie » sind die Telephongebühren
ganz erheblich billiger als bei nnS . Was dort möglich ist , sollten
doch auch wir leisten können . ES wird gesagt, wir machen eine, ,
Sprung inS Dunkle . Ni n, diesen Sprung i » S Dunkle machen Sie
so wie so .

Staatssekretär v . PodbielSki : Ich weise darauf hin , daß in
Frankreich und Oesterreich , wo doch wesentlich dieselbe» wirthschaft -
tiche» Verhältnisse herrschen wie bei uns , die Telephongebühren
theurer sind . Das Beispiel der skandinavischen Länder ist nicht
durchschlagend, den » i » Schmede» z . B . bekomme» die Angestellten ,
wenn sie nicht mehr brauchbar sind , nur eine winzige Ab -
finduiigSsnmme . Wir können aber unsere Beamte » nicht bei
Seite schiebe» . wir habe» ganz Erhebliches z» leisten für Pen -
stone» sowie für Wittwen - und Waisenvcrsorgnng . In Schweden
wird allerdings billiger gearbeitet . Gewiß , wen » man dort eine
alte Dame z» r Bedienung des Telephons hinsetzt , so ist das billiger
als wen » ich eine » jungen Postafststente » hinsetze. Zn Schwede »
werden ferner alle Apparate monopolistrt , bei » » 8 nicht ; wir haben
tbeurr Apparate , die allerdings auch wesentlich besser sind . Wir
müssen die Koste » » ach der Wirklichkeit berechnen und können des¬
halb den Antrag Müller nicht annehmen . Auch die Lokale sind in
Schwede » billiger , ich muß in Berti » 40 000 Mk . Miethe für ei »
Fernsprechamt zahlen . Das muß doch aufgebracht werden .

Hiermit schließt die Debatte .
Unter Ablehnung des Antrags Müller , für den »nr die

beiden freisinnigen Parteien und die dcnlsche Votkspartci stimme » ,wird
tz 2 in der Kommissionsfassnng angenommen , ebenso ohne
Debatte § 3 (B <rech innig der Bauschgebühr ) und § 4 (Bauschgebühr
für Orte ohne Fernsprechnetz).

Abg . Garnp (Rp .) beantragt einen nenen H 4a felgenden I » .
Halts : „Der Bau n »d die Instandhaltung der Sprechleilnnge » zur »
Anschluß a» ein Fernsprechnetz von nicht über 25 Theiliiehmcr .
anschlüssen kann den Betheiligten auf deren Kosten überlassen
werden . Die Gesprächsgebühr beträgt , sofern nicht die Sätze sin
weite Entfernungen (§ 7) in Anrechnung kommen , 5 Pfg . für jede
Verbindung ."

Abg . Gamp (Rpt .) : Mein Antrag bezweckt , eine Ermäßigung
der Kosten für das platte Land herbeizuführe » . Die Anlage von
Telephonleitniige » ist dort sehr kostspielig, weil die Postbchörde oft
meilenweit Arbeiter dorthin schicken rnrd tbeuer verpflegen muß .
Wenn aber den Betheiligten meinem Anträge gemäß der
Ban der Sprechleitnngen überlaffen bleiben darf , so werde »
stch die Kosten vermindern . Eigentlich stehe ich sogar auf de »,
Standpunkt , daß den Privaten der Ban überlaffen werde »
muß , wenn sie die nöthtgen Kautelen bieten , aber ichbescheide mich
»nd gehe in meiner Forderung nicht so weit . DaS ist meiner
Meinung »ach ei » Weg , auf dem man in der Zukunft zu einer Er -
Mäßigung der Gebühren für da» platte Land komme» kann . Die
Verhältniffe werde» ja schließlich die Reichspostverwaltung dazu
treiben , den Privaten größere Koiizesstoiien zu machen. Ich bitte
Sie also , meine » Antrag anzunehmen . Allerdings gebe ich zn , daß
die Poflverwaltnng den Betheiligte » auch auf anderen
Wegen entgegeiikommei , i, »d diese Vergeudung von National¬
vermögen verhindern könnte . Warum werden z. B . die
Bamnstäuime fßr die Anlagen meilenweit hergeholt und nicht aus
der betreffende » Gegend genommen ? Die Reichspostverwaltung
sollte doch den Betheiligten mehr entgegenkomme » . Bedauerlich ist
auch die Bestimmung , daß , wenn Telephonanlagen neu errichtet
werden , deren Rentirnng zweifelhaft ist, die Betheiligten 10 Proz .
der Koste» für die Anlagen alS Garantie stellen müffen . Ein so
fiskalischer Standpunkt ist bisher noch nicht dagewesen . Die
Eisenbahnveripaltiing i» Preuße » verfährt lange nicht so fiskalisch ,
obwohl ma» doch den Herren v. Miguel und Thielen in dicscr
Beziehung gewiß keine» Vorwnrf macken kann . Bei der Post -
verwallnng aber heißt eS : Erst das Geschäft ! Ich empfehle Ihnen
nochmals die Annahme meine» Antrages .

StaatSsekrelär v . PodbielSki : Obwohl di« letzten AnS -
führniigen deS Vorredners mehr zun , Etat gehören , wird mir daß
Han » doch wohl erlauben , darauf einzugehe « . ES kommt jährlich
eine Anzahl von Anträgen zur Anlage von öffentlichen Fernlprech -
auschlüffe» an nnS. Diese prüfen wir zuerst materiell „ ach den
Gesichtspunkten , ob sie sich rentiren . Zunächst bauen wir diejenigen
Anlagen , für die die betreffenden bereit sind, die Garantie zn

leiste » . Wenn die Herren nicht dazu bereit find , so find lmnrer
» och so viele audere Anträge da , daß wir die vom Reichstag
hierfür bewilligte » Mittel verbrauchen können . Wenn i » zu¬
künftige » Zette » der hohe Reichstag weitere Mittel zur Verfügung
stellt , werden wir auch i » der Lage sein , nicht garantirte Anlage »
z» baue » .

Direktor rm ReichSposiamt Shdowr Die Befngnkß , die der
Antrag Eamp der Verwaltnng gebe» will, besitzt sie bereits auf
Grund deS tz 2 des Tetegraphengesctzes . Wenn von diesem Recht
bisher nur wenig Gebrauch gemacht ist , so lag das daran , daß dar
Bedürfniß so gut wie nicht an uns berangetrete » ist. Ich verkenne
nicht , daß mit der Ausdehnung der Fernspreckantagen sich auch diel
ändert und daß es in manchen Fälle » zweckmäßig erscheine» kani^
die Ausführung solcher Anlagen Privaten zn überlassen .
Ich glaube allerdings , daß Herr Gamp die Vorthcile , die den Pri¬
vaten durch seine» Antrag erwachse » würden , überschätzt , den» et
ist nicht leicht, eine haltbare Anlage herzustelle» , und auch die Unter »
haltringskosteu werden nicht geringer sein. Wir müffen doch immer
die Arbeiter weit herhole » . Wen » z . B . draußen auf dem Lande
ein Fernsprechapparat eutzweigeht , wie wollte Herr Gamp dort s»
geschickte Arbeiter haben , um den Apparat repariren zn können ?
Der Antrag giebt nnS Befugnisse , die wir schon jetzt habe » , » nd
ich glaube , daß eS nicht richtig ist , Derartiges hier nochmals gesetz -
sich festznlegen .

Abg. Dasbach Mr .) : ES ist bekaneriich , daS die Private «
vielsach gar nicht gewußt haben , daß sie auch selbst Apparate an «
legen können . DaS ist wohl der einzige Grund , weöhatb bisher
von dieser Möglichkeit kein Gebrauch gemacht worden ist. ES ist
gegen de » Antrag Gamp kein Bedenke » vorgebracht worden , daS
stichhaltig wäre . Ich würde sogar bereit sei» , noch weiter z» gehe»
» nd die Postbeiwaltnng verpflichten , in geeigneten Fälle » vo»
den Privaten Apparate anlegen zu taffen . Ich will aber in diese«
Stadium der Beralhung keine dahingehenden Anträge stelleir.
Deutschland dürfte doch eigentlich hinter Stockholm nicht zrnüch-
stehe » , dort sind die Gebühre » viel billiger .

Abg. vr . Müller -Sagan (fr . Vp .) : Ich würde für den Ai^
trag Gamp siimmc» , wenn er ihn im Sinne des Abgeordnete «
DaSbach nmändern wollte . So muß ich dagegen stimme » , da er i»
dieser Form gänzlich überflüssig ist.

Staatssekretär v . PodbielSki : Mein Kommissar hat schon er¬
klärt , daß wir alle Anträge wohlwollend prüfen werden . Wir
werden auch den vom Slbg . Gamp vorgeschlagenen Satz einführe «
könne ». Anders liegt es mit der Frage , die vo » dem Vorredner
gcstreist worden ist , daß für die Postverwaltnng eine Verpflichtung
geschaffen werde» soll . DaS bedeutet eine Durchbrechung oed RcgalS .
Das Regal aber , das wir eben für de» ganze » Postverkehr fest,
gelegt haben , dürfe » wir auch beim Fernsprechen nicht durchbrechen.
Ich bin bereit jeden einzelne » Fall genau zu prüfen , weiter kann
ich aber nicht gehen .

Abg. Eamp (Rp .) : Mein Antrag ist nicht überflüssig ; den »
er setzt die zn erhebende Gebühr genau ans 5 Pf . fest, wahren »
sonst die Postverwaltnng die Gebühr auf 10 Pf . festsetzen röinrte .
Nachdem aber von Seite der Negierung die Erklärung abgegeben
worden ist , daß sie die Anlegung von Apparate » durch Private i»
geeigneten Fällen stets bewillige» werde zn dem von mir vor¬
geschlagenen Satz , ziehe ich meinen Antrag zurück .

Die tztz 5— 8a , die ebenfalls von de» Gebührensätzen Handels
werden ohne Debatte angenommen .

Zu § 9 , welcher dem Reichskanzler die Ermächtigung giebt ,
zufchlägig zu der Bauschgebühr bei Entfernungen von mehr ul»
5 Kilometern und bei Nachtgesprächen zu machen , liegt ein - eoak-
tioneller Antrag Oertel (k.) vor , der statt „Zuschläge zu Gebühre »
für Nachtgesprächc " „Gebühren " sagt.

Abg. Oertel (kons .) bemerkt, trotz des großen Wohlwollens ,
daS der Reichskanzler für die Landwirthschaft habe , hätte er es doch
lieber gesehen, wenn die Bcstimmnng über diese Gebühren , resp . Zu¬
schläge i » das Gesetz ausgenommen »nd nicht dem Reichskanzler
überlaffen worden wäre . Aber i » der Komm isst » » habe er stch über¬
zeuge » müssen, daß das nicht angängig in . Er bitte aber de«
Reichskanzler , der als trüberer und jetziger Landwirth die Betürf -
nifle der Lantwirthschaft doch kennt , auch die Verhältnisse ans teia
Lande bei der Festsetzung der Gebühren in angemessener Weise be»
rückstchsigen z» wollen .

Aus eine Anfrage des Abg. vr . Arendt (Rp .) antwortet
Staatssekretär v . Podbielski , daß es in der Absicht der Post -

verwaltnng siege , für die HanSanichlüffe keine Erhöhung , fonoer »
eine Herabsetzung der Gebühr borzunehme ».

Der Rest des Gesetze » wird ohne Debatte angenommen ;
die Petitionen werden entsprechend dem KommisflonSantrage für
erledigt erklärt .

Damit ist die zweite Lesung deS Gesetzentwurfs betreffen !
die Fernsprechgebühren beendet .

Es folgt die zweite Berathung des Geirtzeutwiirfs , betreffen !
die gemeinsamen Rechte der Besitzer von Schnlover -
fchreibnngen .

Die griiudlegende Bestiiiininiig des ganzen Gesetzes enthält § i .
Derselbe bestimmt, daß , wen» im Jutande Schuldverschrei¬

bungen mit im Voraus bestimmten Nennwerthcn ausgestellt werde «,
die den Gläubiger » gleiche Rechte gewähren , wenn ferner diese Neiin -
werthe der ansgegebenen Schuldverschreibungen mindestens 3001X10
Mark und die Zahl der Stücke mindestens 300 betragen , daß
dann die Beichlüffe, welche vo » einer Versammlung vo » Gläubiger «
aus diese» Schuldverschreibungen zur Wahrung ihrer gemeinsame «
Jntereffen gefaßt werden, siir alle Gläubiger verbindliche Kruft
habe » . Namentlich kau» eine solche Versammlung auch eine»
gemeinsame » Vertreter zur Wahrnehmung der Rechte der Gläubig «
bestellen , jedoch kan» eine Verpflichtung zn Leistlinge » für die
Gläubiger dnrch Beschluß der Gläubigerverfammlnng nicht be¬
gründet werden .

Die übrigen Paragraphen handeln von der Einbernfnng d»
Glänbigerveriamnilung , von der Art ihrer Beschlußfassung rc. « n!
ferner noch von den Ausgabe» deS Vertreters der Gläubiger .

Die §§ 1 - 9 werden ohne Erörterung angenommen .
§ 10 bestimmt, die Aufgabe oder Beschränkung von Rechte «

der Gläubiger , insbesondere die Ermäßigung des Zinsfußes od«
die Bewilligung einer Stundung , können dnrch die Gläubigeo -

versaminiung nur zur Abwendung einer Zahlungseinstellung od»
eines Konkurses des Schuldners befchloffc » werde ».

Abg . v . Strombeck (Ctr .) erklärt für feine Person , gegen h«»
§ 10 stimmen zn wollen , da er die Rechte der Minorität nngo »

nügrnd wabr « und geradezu unheilvolle Wirkungen haben könne .
Abg . Schräder ( sr. Vg .) bedauert eS , daß die RegiernngSvo »-

tage dnrch die Beschlüsse der Kommission eine viel zu starke Ab »

schwäckung erlitten habe .
Staatssekretär vr . Rieberding : Wer stch, wie der Abg . vo ,

Strombcck , auf den Standpunkt stellt , daß daS Gesetz eine Unheil »
volle Wirkung haben werde, mit dem ist eine AnSeinandersetzuu ,
allerdings schwierig. Die Regierung steht auf dem Standpunkt , da »
der vorliegende Entwurf geradezu eine Wohlthat für daS ganze
wirtbschaftliche Leben im Allgemeine» sei» wird , indem er bi*

Möglichkeit gewährt , große Unteruehmnngr » zu sauireu . Bei de»



eifinblßfimfaimulunatu kommt cg bezüglich § 10 nur darauf ! § 1189 des bürgerlichen GefehbnchS , »der auf Grund einer bei
au , daß fU der Ansicht sind , daß ihr Beschluß « othivendig i Ausgabe der Schuldverschreibungen in verbindlicher Weise ge.
ist , , m eine» drobeude » KenknrS abzuueuden. Sobald troffene » Festsetzung erfolgt , durch die »ach diesem Gesetzentwurf
diese snbjeklive Auffassung vorhanden ist , ist die Voraus
setz

'
ung des § 10 gegeben . DaS einzige , was durch die^ Kommission

rotgenommene Leslesinng nicht berührt.
Abg. v . Stroutbrck (Ctr .) beantragt die Worte „ oder auf

«nS dem § 10 auSgeschieden ist . ist die Möglichkeit der Expropriation Grund " biß „Ffftietzuug " zu streiche » und damit die RegierungS
Von Grundstücke » , die zn Gunsten der Gläubiger belastet find , durch j Vorlage wieder herzusteNe» ,
die Gläubigerverfamminug. Ich glaube aber im Gegensatz zum
Abg . Schräder, dah der tz 10 auch in dieser abgeschwächien Form
« och einen höchst wobilbäligen Einfluß ausüben wird.

Abg . Strombeck (Clr.) r Ich habe von vornherein erklärt,
daß ich gegen de» Artikel 10 auch in der abgeschwächten Form
stimmen würde. Ich babe nur für den Fall der Annahme de »
Artikel möglichst verbessern wollen .

Abg . Büflng (nl .) r Ich bedaure sehr, daß die Komniisstvn de»
1

10 wesentlich abgeschwächt hat. Di « Bedenken des Abg . Strom«
eck, daß nämlich hier dir Gefahr der Vergewaltigung der Minorität

vorllege, sind nicht begründet, da dt« Faffung des Paragraphen
genügendeGarantie hiergegen bietet. Ich n-ürt« es begrüße », wen »
« Ir Regierungsvorlage in diesem Paragraphen wieder hergestellt
Würde. Da aber in der Kommission gewiflermaßeu ei » Kompromiß
aeschloffe» worden ist, so will ich jetzt das Zustandekommen des
Gesetzes nicht gefährde » und für den Kommissionsantrag stiinmen .

$ 10 wird in der Kommisstonsfasfung angenommen ; ebenso
ahn« Debatte dir §§ 11— 13.

Rach § 14 der Kommisflonßbeschlüffr werten dir Besngniffe
* «d Berpfiichtungcn eine » Berlrrter» , defse » Bestellung gemäß

Abg. Strombeck (Ctr.) begründet seinen Antrag . Durch die
Aendeinug, welche di« Kommission an § 14 vorgenommen hat,
würde » die Lmtheile , die das Gesetz bringt , illnsorüch gemacht
werden . Ich bitte daher uw Wiederherstellung der Fassung der
Negieruugsvoriage.

Staatssekretär Dr. Rieberdittgr Allerdings ging ursprünglich
die Absicht der Negierung dahin, » eben dem Vertreter, der die ?
Gesetz schaffe » will, und demjenigen , der im bürgerlichen Gesetzbuch
vorgesehen ist, eine» dritte» Vertreter nicht zuzulasse» ; darin hat
derAbg . StrombcckNccht . JmSinne der Negierung würde es auch liegen,
wen» die uispiüngiiche Faffung wiederhrrgestesit winde . Anfderandere»
Seite muß aber auch berücksichtigt werden , daß durch die Kom-
misstonSbkschlüffe die Gläubiger in ihren Enlschließunge » freier
werten . Ji » Üebrigrn kann ich die Bedenken teS Abg , Sirombrck
nicht «heile». Wenn seine Grundsätze richtig wären , so müßten wir
sofort auch den tz 1189 dcS bürgerlichen Gesetzbuchs anfheben ; denn
dort werden dem Verirrter dlrlribe » Rechte gewährt, wir sie in
dieser Vortage vorgesehen sind. Ich halte die Befürchtungen des
Abg. Eirombeck skr unbegründet »«d bist« n>» Annahme drS Kom-

missionsanl ageS , wenn auch die Regierung au sich gegen die uc»
sprüngirche Fassung nichts einzuwenden bat .

Die Avgg. Büflng (nl .) und Schräder (fr. Vg.) ersuche»
ebeufasts um Ablehnung des Antrags Slrombeck.

Nachdem Abg . Strombeck seinen Antrag nochmals befüiwortet
hat, wird derselbe abgrlehut » nd tz 14 ln der KouimissionS »
fassnng genehmigt , ebenso debattelos dl« §§ 15 — 17.

$ 18 bestimmt , daß die in diesem Gesetze der Gläubiger»
Versammlung und dem Vertreter der Gläubiger eittgeräumlen Be¬
fugnisse durch Festsetzungen in den Schuldverschreibungen nicht aus-
geschloffen oder beschränkt werden dürfen .

Abg . » . Strombeck (Ctr.) erklärt , gegen diesen Paragraphen
stimmen zu ivosten , da er nicht für « ine Einschränkung der Vertrag »-
freiheit zu baden fei.

Abg . Büflng (nl.) bestreitet , daß hier von einer Einschräiiknug
der BertragSfreiheit die Rede fei » könne .

Rach weiteren AnSeinaudrrsetzunge» zwischen de» Abgg .
v. Strombeck und Büflng wird tz 18 «ngenouimen , ebenso
dcbaltelos der Rest des Gesetzes .

Damit ist die zweite Bcralhung dieses Gesetzes erledigt und
die Tagesordnung erschöpft.

Nächste Sitzung Montag 1 Ahr . (Arbeitswilligenvoriaz «
in zweiter Lesung .) Schluß 5 Uhr.

Verantwortlicher Redakteur Felix v. Eckardt ,
Druck M. Verlag der Badischen LandeSzeltnngG. m . b. H . in Karlsruhe

«kiO. Künsche Stesis-
8iseuduhutii.

Die Lieferung und Aufstellung de«
Eisenwerk« für dir Landstraßennnter »
tübrung bei dm 25,6 + 13,5 der
« chwarzwaldbaln im Bahnhof Haslach
Mit einem Gewicht 6185.2.2

von ca . 23700 kg Flußeiien
und ca . 440 kg Gußeisen

j«A im Wege öffentlicher Bedingung
vergedrn werden. Plan , SewichtSbe«
rechnung und Bcdingniahelt liegen bei
Unterzeichneter Stelle zur Einsicht auf,
wohin auch die Angebote für 100 kg^lußeisen, bezw . Gußeiien längsten« bi«"

ittwoch dr« 29 . November d . I .,
vormittags 9 Uhr ,

»erschlossen , portofrei und mit ent¬
sprechender Aufschrift versehen , zu
richten sind.

Zujdlagssrist 14 Tage.
Oflenburg , den 14. November 1899 .

Gr. Bahnbauinspektor II .

Pianino
auS der kaiferl. ottomanifchen
Hofpianofortefabrik R »«v1 ,
Hei bronn » nur ein halbes
Jahr gespielt, großes Format,
Konzertinstrument mit großem
edlen Tone , habe im Auftrag
sehr billig wo ver - ‘
kaufen . Dasselbe kostete ;
neu Mk . 1050 und wird jetzt

! Umstände halber zu dem festen ,
Preis von 650 Mk. abgegeben.

6196.3.2 1
Fritz Möller,

Mufikalienhandl . , Piano¬
fortelager,

Kckiserstr « »« »St . nächst der ,
Deugiasstraße .

skpcd
Zn verkaufen
8j. ungarischer F.-W, ,

„0z a r d a 8",
in jedem Dienst geritten, auf Jagden
lind Rachtritten jeder Distanz gewachsen ,
bildschön , ohne Fehler .

Kiesel ,
Oberleutnant, Drag 9,

6201 .3 .2 Mets .

Prima
Tafelhonig,

garantiert rein und woht-
sa meckend, frische Sendung ein¬
getroffen, undrmvfhle ich denselben
Pfund - 70 Pfg. 6123 . 10.4
Jnlius Delm Nachfolger,

Drogerie , Zähringerstr. 55.

Das
Lob , welches ich täglich von
meiner langjährigen , treuen
Kundschaft über den von mir [
in hiesiger Stadt allein in den jHandel gebrachten Cognac
mit dem roten Kreuz höre, ist jdas besteUrteil
über die vorzügliche gute Quali - |
tat dieser Ware.

Der viel teuere stanz. Cognac |Ist
durch meine Marke vielfach I
verdrängt ; da mein Cognac
selbst den verwöhntesten Ken - 1
nern am besten

gefällt .
Um Jedermann dienen zu |können, habe den Preis sehr |

billig gestellt .
Ganze Flasche Mk. 2 .—

Cognac , zuckerfrei , ganze
Flasche Mk. 3.— , vorzügl. für
Reeouvalescenten und Zucher -

kranke . 5027 .8.5 ;
*ß , masterer ,

Karlsruhe, Kaiserstrasse 100 .

Medr . Emil Meyer,
Kaiserstrasse 82 » .

323 Milliorvert ve

OgeTspUz - Federn

jSpezial -Geschäft
feiner

Berr ea-ffäsehB n . Herfep-Mofleaiiikei .
Grösstes Lager jeder Art :

Herren -Hemden ,
Kragen u . Manschetten ,

Taschentücher etc .
HM " Spezialität : "MW

Eleganteste Maassansfiihrnngvon Herren -Hemden .
Reichhaltige Auswahl aller Neuheiten in

Herren - Hemden - Einsätzen .
- - —- - 5747 . 10.6

Fortwährender Eingang von Neuheiten .

Deutscheßenedictiue Liqnenr-Fahrik
Friedrich & Comp.,

Waldenburg , Schieße»,
erm fehlen ihre anerkannt vorzüglichen, weltbekannten ,

vielfach prämiierten
Ls 1 k ö Spezialitäten .

Patentamtlich geschützt .
Be«edelk, früher Benedkrtine. Charthänser, gelb u . grün .
Lchles. » edirgSkriiuier. Stentdorfer. Tchweizr Alpcnkeäuter. Schlei.
Doppelkümmel, « llash. » oonekamp. Cnrayao Mnrasqnino . M»eea.

Eaeck » ä la Banille . Eteieocnae . Steinhäger u .
Zu haken in allen besseren Geschäften der Branche. 598-*. 13.2

Petroleum-
Heizofen

in verschiedenen Grössen o.
Ausstattungen.

Absolut gefahrlos.
Vollständiggeruchl. brennend
Leicht transportabel .
Sofort warm gebend .
Ohne Bohr zu brennen.

Jeden Ofen verkaufe unter Garantie . Meine bewahrten
Petroleum -Heizöfen bitte nicht mit den nachgemachten Petrolenmöfen
zu verwechseln, die nur in der Form ähnlich sind . 5121 .—18

Otto Büttner , Karlsruhe,
Kaiserstrasse 158 , Ecke Douglasstrasse .

Aiie kranke Puppen
_ heilt di« «»ff« Sarisr ntzer
Puppen - BLllnlü

von MM. Bieter , Saiserstraße 227 .
» ut kurze » «rufsstSrung ! 5692.10.9

Rheinisches
Technikum Binnen

für Maschinenbau und Elektrotechnik .
Programme kostenfrei . 3421 .20 .11

Henkell TROi

6187 .10.1Im
MjMUNWttKlliif .

Mit S0 »
>, Scto .

! Ein großer Posten

Bettvorlagen,
Tischdeckefl,Divandecken

liegt zum Verkauf auf .

It
’
raiiz Tantr

Kaiserstr. 112.

Jeder Obstgarten
muss,

I wenn er Freude geben und gutes
j Obst bringen soll ,

tadellose
[ und sorgfältig gezogene Hoch-
! Stämme und Zwergbänme ent-
j halten , die als junge , kräftige

und gesunde
Ware gepflanzt werden müssen.
Unser Verzeichnis der

Obstbäume
mit Sortenbeschreibungen wird
auf Verlangen frei zugesandt.
Es sind darin auch die Pflanz¬
lehren 48ol .15.ll

enthalten.
Giss & Koeoemau,

Versandt- Gärtnerei und
Obstbanmschulen,

Grossh. Hess. Hoflieferanten.
"W alluf , b. Wiesbaden.

Ein Mittel,
die Hühner täglich, selbst bmd« größten
Kälte legen zu machen ! 3000 Eier von
10 Hühnern in einemJahr. Man wende
sich mit 10 Pfg .-M. an «dmpteir s»r
» .st»g« ,n« 1 6133 .3.3

R . larchal ,
« chlrmeck (Eis .).

, 800 Dam -Heirat
umsonst. Ion » tat

m . gr. Vermögen
» rat . Prospekt
r ' tenburg ».' 967 .11 .8

,eV.
r^ Jt

drgründr» "A
w tms *

brststigt frinr Existenz
durch die

i» Stnttgart ,
kos dich dkM :
1) A»«dilp»»m i» der Änlchnrtd».

kunft »ach rrflarallis »« Ödstem
tttk Herrrn und D«N!N>.
stSoL-, EchorN . »ad r »a«»I»ch.>

2) präripuns - LonlevN» , fii» stk
SSNkme innorubbrn.

8) Ckrtfra« Atzproi>i»r-» urs ».
rach iir.b » >«,fiz»lcheAl»»che fHt
das SchijijdcrjewrrSe .

»1 AetzrLstibrr ,u», S«!0st . Unirr,ichd
tn der 8»!ch»«idchiich fll, Hrrrrw
und Siewten.

() « » gNed schap de» Atadroir .
7) Journal iFachiritschrift I . Nasges.)

8) StrSravkcminlungsürg,schn,idrr
«Nd Dirrktrilkn.

Sie Direktion ,
i Aedr», drm die Bnvalltommiuing in ,i stimm Fach am Hrrnn !ir»t, dnlangr ,

^ ProsprN. Dir Brirs.Adrrffe lautet :
» N dl , Süddttitkch »

in Stuttgart .
*

\ tahrer^ctcoS
)} « ’ der beete aller

3VrA.GEnsrBI'X'TiüR

PRAMIIRT 8EIT 1850. ERFUNDEN UNO
ALLEIN FABRIZIRT BEIT « 8 VON

JACOB DROUVEN & C?
Hoflieferanten

00LI .LM2
». Rhein*

Ist zu haben in Karlsrahe in
den meisten bess ern Restaurants .

783 .7 .8

A . Menke ,
Tapezier n . Dekorateur,

Herrenstraße 37,
empfiehlt sein 2 « 0 1 c in
Holz - o . PolstermObeln

in bekannt soliden Qualitäten
zn billigsten Preisen.

Anfertigung n. Aufmachen
von Dekorationen jeder Art ,
Divans , Wohnzimmer und

Salousophas . 6069 -3-2 s
Lederfantenils , Stühle etc . J
Porti^renstangen , Galerien .

Badischer Fraienverein .
Abteilung I .

Um dem Mangel an Köchinnen
abzichette » , soll Mädchen »der Frauen,
die diesen Berus ergreifen wollen, oder
itm schon ansiibcn , aber eine meliere
Ausbildung darin wüujcken, di « paffende
Gelegenheit dazu geboten werden. E«
ist zu diesem Zweck die Einrichtung ge»
troffen , dah in Kursen von der Dauer
von je sechs Monaten gründlicher
Unterricht in der feineren Kotknnst
gegeben wird. Der Unterncht kann
auch mit Wohnung und »oller Be¬
köstigung verbunden werden. Als ttu»
weije Entschädigung , de« etgene» Aus»
wande« find zu vergüten :

Für den Kur « von sechs Monaten
mit voller Beköstigung, aber » W « «
Wohnung . 90 Mark;

wird außerdem Wohnung gewünscht,
so werden weitere 30 Mk. für die sech«
Monatc, zusammen als» 120 Mk . be¬
rechnet . 6101 .3.2

Nähere Auskunft zu erhalten in der
Kanzlei. Garteustr . Nr . 47 , oder bei der
Oberin Fräulein von Gruben iw
Heim des Friedrichstifts, Lcopoldstr. bs.

Karlsruhe, den 6. November1899.
_ Ter Vorstand ._
Das Kinderheim

zu Kropp
nimmt aus jedem Stand« Kinder (auch
diskr . Geburt ) vom 1. Lebenslage ab
«egen eine einmalige Einkaufssumm «
obre ege ?> b ■ ■' non nni. 3 Klassen»
Prov - kt« gr ' 116.5234

5275
. 10. 1
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